
 
 

SATZUNG 
 
 

der Großen Kreisstadt Glauchau über die Erhebung einer Vergnügungssteuer für das 
Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgeräten  

(Spielgerätesteuersatzung) 
 
 

Auf Grund des § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2003 (SächsGVBl. 2003, S. 55, 159), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 07. November 2007 (SächsGVBl. S. 478) und der 
§§ 1, 2 und 7 Abs. 2 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. August 2004 (SächsGVBl. S. 418, ber. 2005 S. 306), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 07. November 2007 (SächsGVBl. S. 484) hat der 
Stadtrat der Großen Kreisstadt Glauchau am 26. Juni 2008 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Steuererhebung 
 

Die Stadt Glauchau erhebt eine Vergnügungssteuer als örtliche Aufwandsteuer nach den 
Vorschriften dieser Satzung.  
 
 

§ 2 Steuergegenstand, Besteuerungstatbestände 
 
(1) Gegenstand der Spielgerätesteuer ist das Halten von Spiel-, Geschicklichkeits- und 
Unterhaltungsgeräten (Spielgeräte), die im Stadtgebiet an öffentlich zugänglichen Orten zur 
Benutzung gegen Entgelt bereitgehalten werden.  
 
Bei Spielgeräten mit mehr als einer Spieleinrichtung gilt jede Spieleinrichtung als Spielgerät 
im Sinne dieser Satzung, sofern an jeder Spieleinrichtung voneinander unabhängige 
Spielvorgänge ausgelöst werden können. 
 
(2) Als öffentlich zugänglich gelten auch Orte, die nur gegen Entgelt gleich welcher Art oder 
nur von einem bestimmten Personenkreis (z.B. Vereinsmitgliedern) betreten werden dürfen. 
 
(3) Von der Besteuerung ausgenommen sind  

a) Geräte ohne Gewinnmöglichkeit oder mit Warengewinnmöglichkeit, die auf 
Jahrmärkten, Volksfesten oder ähnlichen Veranstaltungen bereitgehalten werden, 

b) Geräte ohne Gewinnmöglichkeit, die nach ihrer Bauart ausschließlich zur Benutzung 
durch Kleinkinder bestimmt und geeignet sind (z. B. mechanische Schaukeltiere), 

c) Geräte zur Wiedergabe von Musikdarbietungen (Musikautomaten) 
d) Geräte, die in ihrem Spielablauf vorwiegend eine individuelle körperliche Betätigung 

erfordern (z. B. Billardtische, Tischfußball, Darts)  
e) Personalcomputer, mit denen in erster Linie ein öffentlicher Zugang zum Internet –    
      ermöglicht werden soll, auch wenn mit Hilfe dieser Personalcomputer die Möglichkeit   
      besteht, Spiele auszuführen.  

 
 



§ 3 Bemessungsgrundlage 
 
(1) Bemessungsgrundlage für die Steuer ist  
 

a) bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit mit manipulationssicherem Zählwerk die 
elektronisch gezählte Bruttokasse. 
 
Die elektronisch gezählte Bruttokasse errechnet sich aus der elektronisch gezählten 
Kasse zuzüglich Röhrenentnahme, abzüglich Röhrenauffüllung, Falschgeld und 
Fehlgeld.  
 

b) bei Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeit die Zahl der Spielgeräte. 
 

c) bei Spielgeräten mit mehr als einer Spieleinrichtung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 
werden die in § 4 Absatz 2 genannten Steuerbeträge mit der Zahl vervielfältigt, die der 
Anzahl der an dem Spielgerät vorhandenen Spielvorrichtungen entspricht. 

 
 (2) Spielgeräte mit manipulationssicheren Zählwerken sind Geräte, in deren Software 
manipulationssichere Programme eingebaut sind, die die Daten lückenlos und fortlaufend 
ausweisen, die zur Ermittlung der umsatzsteuerlichen Bemessungsgrundlage nötig sind 
(z. B. Hersteller, Geräteart/-typ, Aufstellort, Gerätenummer, Zulassungsnummer, fortlaufende 
Nummer des jeweiligen Ausdrucks, Datum der letzten Kassierung, elektronisch gezählte 
Kasse, Röhreninhalte, Auszahlungsquoten, tägliche Betriebsstunden, tägliche Spielzeit am 
Gerät, Anzahl der entgeltspflichtigen Spiele, Freispiele usw.). 
  
 

§ 4 Steuersatz 
 
(1) Der Steuersatz beträgt für das Halten eines Spielgerätes 
       
      mit Gewinnmöglichkeit  
      in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im Sinne des § 33 i 
      der Gewerbeordnung sowie 
      an den übrigen Orten        13 v. H. 
 
der elektronisch gezählten Bruttokasse.  
 
(2) Für Spielgeräte ohne Gewinnmöglichkeit beträgt die Steuer je angefangenen 
Kalendermonat für jedes Spielgerät für das Halten 
 

a) in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im 
Sinne des § 33 i der Gewerbeordnung     77,00 € 

        
      b)  an den übrigen Orten         41,00 €. 
 
 
 
 
 
 
 



§ 5 Steuerschuldner 
 
Steuerschuldner ist derjenige, für dessen Rechnung das Spielgerät oder die Spieleinrichtung 
aufgestellt wird (Aufsteller).  
Mehrere Steuerschuldner sind Gesamtschuldner im Sinne des § 44 der Abgabenordnung. 
 
 

§ 6 Melde- und Anzeigepflichten 
 
(1) Der Steuerschuldner hat die erstmalige Aufstellung eines Spielgerätes und jede 
Veränderung hinsichtlich Art und Anzahl der Spielgeräte an einem Aufstellungsort bis zum 
10. Tag des folgenden Kalendermonats zusammen mit der nach § 7 Abs. 2 vorgeschriebenen 
Steueranmeldung auf amtlich vorgegebenen Vordruck anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige 
gilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des Eingangs der Anzeige, es sei denn, der 
Halter weist nach, dass das Halten schon zu einem früheren Zeitpunkt beendet war. 
 
(2) Die Anzeigen und Meldungen nach Absatz 1 und § 7 Abs. 2 sind Steueranmeldungen 
gemäß § 149 i. V. m. § 150 Abs. 1 Satz 3 der Abgabenordnung. 
 
 

§ 7 Besteuerungsverfahren (Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit) 
 
(1) Das Steuerschuldverhältnis entsteht mit der Aufstellung des Spielgerätes; bei bereits 
aufgestellten Spielgeräten entsteht das Steuerschuldverhältnis mit dem Inkrafttreten dieser 
Satzung.  
 
(2) Der Steuerschuldner hat bis zum 10. Tag nach Ablauf eines jeden Kalendermonats 
(Steueranmeldezeitraum) eine Steueranmeldung auf amtlich vorgegebenen Vordruck getrennt 
nach Spielgeräten mit bzw. ohne Gewinnmöglichkeit abzugeben, in der er die Steuer für den 
Steueranmeldezeitraum selbst zu berechnen hat. Die Steuer ist am 10. Tag nach Ablauf des 
Kalendermonats fällig. 
 
(3) Die Steueranmeldung muss vom Steuerschuldner oder seinem Vertreter eigenhändig 
unterschrieben sein.  
 
(4) Bei Geldspielgeräten mit Gewinnmöglichkeiten mit manipulationssicherem Zählwerk gilt 
für den Kalendermonat (Steueranmeldezeitraum) folgendes: 
 

a) Zugrunde zu legen ist die Zeit zwischen der letzten, dem Steueranmeldezeitraum 
vorausgegangenen und der letzten im Steueranmeldezeitraum vorgenommenen 
Auslesung der elektronisch gezählten Bruttokasse. 

 
b) Für erstmals im Steueranmeldezeitraum eingesetzte Geräte ist die Zeit bis zur letzten 

im Steueranmeldezeitraum vorgenommenen Auslesung der elektronisch gezählten 
Bruttokasse zugrunde zu legen. 

 
Für den Folgemonat ist lückenlos an den Auslesezeitpunkt (Tag und Uhrzeit des Ausdrucks) 
des Auslesetages des Vormonats anzuschließen. Der Steueranmeldung nach Abs. 2 sind die 
Zählwerkausdrucke mit sämtlichen Parametern für den jeweiligen Kalendermonat oder 
Zeitraum eines Kalendermonats beizufügen.  
 



(5) Ein Steuerbescheid ist nur dann zu erteilen, wenn der Steuerschuldner die Anmeldung 
nicht oder nicht rechtzeitig abgibt oder die Steuerschuld abweichend von der Anmeldung 
festzusetzen ist. In diesem Fall ist der festgesetzte Betrag einen Monat nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides fällig.  
 
(6) Verletzt der Steuerschuldner seine Erklärungs- und Mitwirkungspflichten gemäß dieser 
Satzung, so werden die Besteuerungsgrundlagen nach § 162 Abgabenordnung geschätzt. 
 
(7) Gegen denjenigen, der seiner Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung nicht oder 
nicht fristgemäß nachkommt, kann gemäß § 152 Abgabenordnung ein Verspätungszuschlag 
festgesetzt werden. 
 
 

§ 8 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht 
 
Alle durch die Spielgeräte erzeugbaren oder von diesen vorgenommenen Aufzeichnungen 
sind aufbewahrungspflichtige Unterlagen im Sinne der Abgabenordnung. Sie sind der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich und vollständig vorzulegen. 
 
 

§ 9 Steueraufsicht und Betretungsrecht 
 
(1) Zur Ausübung der Steueraufsicht sind die städtischen Bediensteten berechtigt, die 
Aufstellungsorte zu betreten. 
 
(2) Die Steuerschuldner und die von ihnen betrauten Personen haben auf Verlangen der 
städtischen Bediensteten Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere, Zählwerkausdrucke und 
andere Unterlagen vorzulegen, Auskünfte zu erteilen und die notwendigen Verrichtungen an 
den Spielgeräten und Spieleinrichtungen vorzunehmen. 
 
 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 2 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 
1.   seinen Meldepflichten nach § 6 Abs. 1 dieser Satzung nicht oder nicht rechtzeitig     
      nachkommt oder 
2.   seiner Steueranmelde- und Vorlagepflicht nach § 7 Abs. 2 dieser Satzung nicht          
      nachkommt oder 
3.   trotz Aufforderung nach § 9 Abs. 2 keine Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere, 
      Zählwerkausdrucke und andere Unterlagen vorlegt, die notwendigen Auskünfte nicht   
      erteilt oder notwendige Verrichtungen an den Geräten und Spieleinrichtungen nicht  
      vornimmt. 
 
(2) Gemäß § 6 Abs. 3 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes kann die Ordnungs-
widrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € geahndet werden. 
 
 
 
 



§ 11 In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten/Übergangsvorschriften 
 
(1) Die vorliegende Satzung zur Erhebung der Spielgerätesteuer tritt mit Wirkung vom 
01.10.2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung einer 
Vergnügungssteuer (Vergnügungssteuersatzung) vom 28. November 1997, zuletzt geändert 
durch Satzung vom 27. Juni 2008 außer Kraft. 
 
(2) Für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Satzung bereits aufgestellten Geräte und 
sonstigen Spieleinrichtungen beginnt die Steuerpflicht mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. 
Der Aufsteller ist verpflichtet, die zum Inkrafttreten der Satzung aufgestellten Geräte und 
sonstigen Spieleinrichtungen innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten der Satzung der Stadt 
Glauchau auf amtlich vorgegebenen Vordruck mitzuteilen. 
 
 
 
Glauchau, den 30. Juni 2008 
 
 
 
 
gez. Stetter  
Oberbürgermeister 
 
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO): 
 
 
Gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach 
ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
 
Dies gilt nicht, wenn  
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,  
2.  Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 
     Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,  
3.  der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4.  vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist  
     a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder  

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeinde 
unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht worden ist. 

 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung 
geltend machen. 


